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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier und 

Fraktion (AfD)

ESG-Bürokratieirrsinn beenden - Bayerische Unternehmen von unnötigen 

Berichtspflichten entlasten (Drs. 19/8445)

Ich eröffne die Aussprache. Die gesamte Redezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Erster Redner ist der Abgeordnete Oskar Lipp für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Bitte, Sie haben das Wort.

Oskar Lipp (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und Kollegen, 

werte Zuschauer auf der Tribüne! In unserem vorliegenden Antrag, den Sie mit Sicher-

heit gelesen haben, geht es darum, dass wir die sogenannte ESG-Berichtspflicht für 

die Unternehmen abschaffen wollen. Wir denken, dass es jetzt Zeit ist, dass sich die 

Staatsregierung auf Bundes- und EU-Ebene dafür einsetzt, dass diese Berichtspflich-

ten abgeschafft werden. Wir sehen es aktuell: Bayern und Deutschland stecken in 

einer sehr schlimmen Wirtschaftskrise. Unternehmen schreiben immer mehr Verluste, 

und immer mehr Unternehmen gehen pleite oder wandern ab.

Doch statt sie durch vernünftige Rahmenbedingungen auf Bundesebene zu stärken, 

werden sie durch Bürokratie und hohe Energiekosten geschwächt. Auch hier spielt 

der sogenannte ESG-Bürokratieirrsinn eine Rolle. Es fließt also Geld. Statt in Innova-

tionen, Investitionen und Erhaltung von Arbeitsplätzen fließen sehr viele Ressourcen 

in Berichte und Dokumentationen zu Umwelt, Sozialem und Unternehmensführung.

Das belastet besonders unsere mittelständischen Unternehmen, die das Rückgrat der 

bayerischen Wirtschaft sind und so noch mehr unter Druck geraten; denn sie haben 
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keine eigenen Abteilungen für diesen Aufwand und verlieren auch kostbare Zeit, die 

sie für ihr eigentliches operatives Geschäft bräuchten.

Im Wirtschaftsausschuss hat es schon Ihr Kollege von der CSU, Herr Kollege Walter 

Nussel, gesagt. Er hat zugegeben, dass Regelungen wie beispielsweise das Lieferket-

tengesetz zwar gut gemeint sind, aber schlecht umgesetzt wurden. Er hat dann auch 

dafür plädiert, dass mehr Praxischecks etabliert werden sollen, dass also ein Gesetz 

in der Praxis überprüft wird, bevor es in Kraft tritt, und man auch die betroffenen 

Akteure mitnimmt. Das klingt zwar vernünftig, ist aber nur ein halber Schritt in die 

richtige Richtung. Das heißt, die CSU will nur gewisse Berichtspflichten prüfen und 

eventuell abschaffen.

Wir fordern aber eine vollständige Abschaffung des gesamten ESG-Wahnsinns und 

sagen auch, dass beim Thema starkes Ordnungsrecht das Argument der Union nicht 

gilt; denn genau dieses Ordnungsrecht ist heute zu einem echten Bürokratiemonster 

gewuchert, kann man sagen. Das sind Fesseln, die unsere Wirtschaft nicht benötigt. 

In Zeiten, in denen der Standort Deutschland und auch Bayern straucheln, reicht kein 

"Mal-etwas-genauer-hinschauen".

Die soziale Verantwortung eines Unternehmens besteht eben darin, Gewinne zu erzie-

len, also erfolgreich zu wirtschaften,

(Johannes Becher (GRÜNE): Da werden sich die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer freuen, dass es keine soziale Verantwortung gibt!)

innerhalb klarer gesetzlicher Regelungen, beispielsweise Arbeitszeiten, die auf Bun-

desebene eingesetzt werden. Herr Kollege Becher, alles andere darf aber nicht ideolo-

gisch auf die Unternehmen abgewälzt werden.

(Johannes Becher (GRÜNE): Es geht um die Beschäftigten!)

Wir von der AfD sagen hier klipp und klar: Schluss mit dem Irrsinn! Wir fordern: 

Entlasten Sie die bayerischen Betriebe vollständig von diesen unnötigen Pflichten.

Protokollauszug
73. Plenum, 24.03.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 2



(Johannes Becher (GRÜNE): Radikal!)

Nur so bekommen sie wieder Luft zum Atmen, können wachsen, und Bayern wird 

als starker Wirtschaftsstandort erhalten bleiben. Das ist zwar nur ein Baustein von 

vielen, aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung, für mehr Freiheit und weniger 

Bürokratie. Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Nächster Redner ist für die 

CSU-Fraktion der Kollege Steffen Vogel. Bitte, Sie haben das Wort.

Steffen Vogel (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist völlig klar: Mit 18.000 Rechtsakten, glaube ich, ist die EU das größte Rechtset-

zungsorgan auf der Welt. Es ist völlig klar – da sind wir uns absolut einig, ich denke, 

alle hier im Bayerischen Landtag –, dass die EU sich auf die Kernkompetenzen, auf 

die Kernaufgaben konzentrieren muss: Verteidigung, europäischer Wirtschaftsraum 

und all die Themen, die wir nicht national lösen, sondern die wir nur international 

gemeinsam als Europäer stemmen können.

(Zuruf des Abgeordneten Florian Köhler (AfD))

Deshalb ist es richtig, dass man auch die EU-Bürokratie deutlich nach unten fahren 

muss. Da brauchen wir keine Nachhilfe und keinen Antrag der AfD-Fraktion, die da 

sagt: Mensch, die Bayerische Staatsregierung muss jetzt auf internationaler Ebene,

(Zuruf des Abgeordneten Florian Köhler (AfD))

auf Bundesebene und auf europäischer Ebene tätig werden, um sich für Bürokratieab-

bau, für ein Zurückfahren europäischer Rechtsetzung und Normsetzung einzusetzen.

(Zuruf)
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Es ist aber völliger Wahnsinn, den Unternehmen in Bayern, dem Handwerk in Bayern, 

dem Mittelstand usw. vorzugaukeln, dass sich morgen auch nur irgendetwas für die 

bayerischen Betriebe, für die bayerischen Unternehmen verbessern würde, wenn wir 

im Bayerischen Landtag Ihrem Antrag zustimmen würden – null Komma null. Sie 

streuen den Bürgerinnen und Bürgern Sand in die Augen, weil es einfach faktisch 

überhaupt nicht so ist. Man braucht Mehrheiten auf europäischer Ebene. Es wird keine 

Mehrheiten geben, um komplett alle ESG-Vorschriften, alle Dokumentationsvorschrif-

ten abzuschaffen. Dann könnten Sie es doch versuchen; die AfD hat Vertreter im 

Europäischen Parlament. Stellen Sie doch den Antrag im Europäischen Parlament. Da 

werden Sie sehen, ob Sie eine Mehrheit bekommen oder nicht; das wird nicht der Fall 

sein.

Deshalb machen wir Politik mit Augenmaß, mit Ziel. Deshalb wollen wir nicht die kom-

plette Abschaffung, sondern die Reduzierung, die mittelstandsfreundliche Ausgestal-

tung, die Berücksichtigung, damit kleine Unternehmen nicht genau dieselben Pflichten 

haben wie große Unternehmen und Konzerne. Deshalb kämpfen wir mit Nachdruck für 

die mittelstandsfreundliche Ausgestaltung dieser Dokumentations- und Berichtspflich-

ten, aber die vollständige Abschaffung wird es nicht geben. Das ist einfach ein völlig 

falscher Eindruck, der mit dem Antrag vermittelt wird. Deshalb lehnen wir diesen 

Antrag auch konsequenterweise ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, für eine Zwischenbemerkung 

hat der Abgeordnete Oskar Lipp, AfD-Fraktion, das Wort. Bitte schön.

Oskar Lipp (AfD): Geschätzter Kollege Herr Vogel, eine Nachfrage. Zunächst einmal 

haben Ihre Kollegen das auf EU- und Bundesebene eingeführt; das einmal zum Fest-

halten. Wenn Sie jetzt sagen, es muss schrittweise zurückgedreht werden, heißt das 

ja: Sie gestehen jetzt ein, dass es ein Fehler war, wenn ich das richtig interpretiere, 

das eingeführt zu haben. Meine Nachfrage: Können Sie mir eine konkrete Bundesrats-
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initiative der Bayerischen Staatsregierung nennen, die Sie hinsichtlich dieses ESG – 

es heißt Lieferkettengesetz – eingereicht haben?

Steffen Vogel (CSU): Zunächst einmal halte ich die Regelungen auf europäischer 

Ebene für viel zu stark, für zu wenig mittelstandsfreundlich. Ich bin aber auch der 

festen Überzeugung, dass wir einen europäischen Rechtsrahmen brauchen. Wenn 

wir alle Vorschriften abschaffen würden, hätten wir genau dieses Klein-Klein-Denken. 

Dann macht jedes Land eigene Vorschriften, jedes Land macht eigene Regularien. 

Damit machen wir den europäischen Binnenmarkt kaputt.

Ich bin dafür, dass wir europäische Regelungen haben, die Mindeststandards setzen, 

die umsetzbar sind, sodass wir praktisch einen einheitlichen Rahmen haben, damit 

Betriebe – gerade Deutschland, gerade Bayern als Exportnation, als Exportland –, 

damit wir unsere Produkte und unsere Dienstleistungen auch in andere Länder expor-

tieren können. Deshalb bin ich für einen europäischen Rechtsrahmen. Ich bin Europä-

er voller Überzeugung.

Zu Initiativen: Ich muss Ihnen sagen – ich habe noch zehn Sekunden –: Ich habe 

weder die Zeit noch die Buntstifte, um Ihnen das zu erklären.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächster 

Redner ist für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Abgeordnete Johannes Becher. Bitte, 

Sie haben das Wort, Herr Kollege.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident! Dieser Antrag hat in 

der Begründung schon einen bemerkenswerten Satz; der Kollege Lipp hat ihn gerade 

noch einmal ausgeführt: "Die einzige soziale Verantwortung von Unternehmen besteht 

darin, ihre Gewinne zu steigern – solange sie sich an die Spielregeln halten."

Das ist die Friedman-Doktrin von 1970 – aus heutiger Sicht völlig überholt –,

Protokollauszug
73. Plenum, 24.03.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 5

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5204
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5249
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5217


(Zuruf des Abgeordneten Florian Köhler (AfD))

aber sie zeigt natürlich, auf welchem wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen 

Stand die AfD ist. Ist das denn so, wenn wir an Unternehmen in Bayern denken, 

an familiengeführte Mittelständler, dass die keine soziale Verantwortung wollen und 

dass die keine soziale Verantwortung übernehmen? Das Gegenteil ist doch der Fall. 

Was heißt denn soziale Verantwortung? – Soziale Verantwortung heißt, sich um seine 

Arbeitnehmer:innen zu kümmern, um gute Arbeitsbedingungen. Es heißt, einen ver-

nünftigen Lohn zu bezahlen. Es heißt Mindestlohn, es heißt Tarifverträge, es heißt 

Mitbestimmung. Das ist alles soziale Verantwortung von Unternehmen – und nicht nur, 

den eigenen Gewinn zu steigern.

Soziale Verantwortung von Unternehmen bedeutet, mit einer fairen Besteuerung einen 

Teil dazu beizutragen, die sozialen Sicherungssysteme und Nachhaltigkeitsstandards 

zu stützen, weil auch die Unternehmen in Bayern wissen, dass der kurzfristige Profit 

selten etwas ist, was auf lange Sicht trägt. Wir wollen Unternehmen haben, die nach-

haltig wirtschaften, die langfristig sind. All diese Unternehmer haben Familien, haben 

Kinder, die wissen, dass der Erhalt der Lebensgrundlage auch nicht so einfach über 

Bord zu werfen ist.

Worum geht es denn bei der Lieferkettenthematik? – Da geht es um den Schutz, da 

geht es um Maßnahmen gegen Kinderarbeit in der Welt. Man kann darüber sehr wohl 

diskutieren, ob die Art und Weise, wie das umgesetzt wird, der effizienteste Weg ist, 

um das zu erreichen, aber zu sagen, wir hätten keine Verantwortung, und die einzige 

soziale Verantwortung von Unternehmen bestehe darin, ihre Gewinne zu steigern, 

zeigt, dass Sie das völlig in Abrede stellen, dass Ihnen all diese wichtigen Ziele 

des Gemeinwohls völlig egal sind, dass Ihnen die Leute, die am Fließband arbeiten, 

dass Ihnen deren Arbeitsbedingungen völlig wurscht sind, dass Ihnen Kinderarbeit 

völlig wurscht ist, dass Ihnen Nachhaltigkeitsziele – wie wir miteinander leben – völlig 

gleichgültig sind.
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Jede Debatte können wir über die Frage führen: Wie macht man es, dass man die 

Ziele effizient, effektiv, unbürokratisch und vernünftig erreicht? Es ist nicht so einfach, 

wie es im Moment sein könnte; da sehe ich auch Reformbedarf. Dass Sie hier aber 

sagen, die einzige soziale Verantwortung bestünde darin, Gewinne zu steigern, zeugt 

davon, dass Sie einfach verantwortungslosen Turbokapitalisten das Wort reden,

(Zuruf von der AfD)

aber sicher nicht dem Gemeinwohl in Bayern. Wir lehnen diesen Antrag ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, für eine Zwischenbemerkung 

hat der Abgeordnete Oskar Lipp, AfD-Fraktion, das Wort.

Oskar Lipp (AfD): Herr Kollege Becher, schön, dass Sie meiner Rede gelauscht 

haben, aber anscheinend nicht ganz korrekt. Ich habe nämlich gesagt, die soziale 

Verantwortung eines Unternehmens besteht darin, erfolgreich zu wirtschaften und 

Gewinne zu erwirtschaften, innerhalb klarer gesetzlicher Regeln.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Das habe ich dann auch ausgeführt: Arbeitszeitrechte usw. usf. Es gibt zum Beispiel 

Auflagen, dass man verschmutztes, belastetes Wasser nicht einfach in den Fluss 

kippt.

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie wollen die Regeln ja abschaffen!)

Die Umweltgesetze wurden alle schon verschärft.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Sie wollen wieder mehr Bürokratie. Sie sind mit keinem einzigen Wort auf die Pro-

bleme der Unternehmen eingegangen, mit keinem Wort auf die Abwanderung von 

Arbeitsplätzen. Wie wollen Sie die Unternehmen hier stärken?

Protokollauszug
73. Plenum, 24.03.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 7

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5249
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5346


Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege Becher.

Johannes Becher (GRÜNE): Herr Kollege, verstehe ich Sie richtig? Beschweren Sie 

sich gerade, dass ich auf Ihren Antrag eingegangen bin, auf das, was Sie hier ausge-

führt haben, auf das, was Sie hier schreiben? Niemand hat Sie gezwungen, in diesen 

Antrag hineinzuschreiben, dass die einzige soziale Verantwortung von Unternehmen 

darin bestünde, Gewinne zu steigern, solange sie sich an die Spielregeln halten. Nie-

mand hat Sie gezwungen, diese Position zu übernehmen. Wir beschäftigen uns sehr 

intensiv mit der Frage: Wie kann man Unternehmen entlasten? Wie kann man Pro-

zesse effizienter gestalten? Wie kann man die Wettbewerbsfähigkeit voranbringen? 

Wissen Sie aber, was ein echtes Risiko für den Standort Deutschland ist? – Die AfD ist 

ein echtes Risiko für den Standort Deutschland.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der AfD)

Wenn Sie an die Macht kämen, wenn wir aus Europa aussteigen würden, wäre das 

das Ende des deutschen Wohlstands. Genau darum kämpfen alle vernünftigen Frak-

tionen in diesem Land dafür, dass Sie niemals an die Macht kommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist für 

die Fraktion der FREIEN WÄHLER der Kollege Markus Saller. Sie haben das Wort.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Was fordert die AfD konkret mit diesem Antrag? – Die vollständige Ab-

schaffung sämtlicher ESG-Vorgaben und Berichtspflichten auf EU- und Bundesebene. 

Jetzt einmal ganz ehrlich gesprochen: Dann sagen Sie doch gleich, dass Sie Europa 

nicht mehr wollen.

(Zuruf von der AfD)
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Was Sie da fordern, ist weder realistisch noch sinnvoll. Wir geben Ihnen ja recht – 

Kollege Vogel hat es zutreffend gesagt –: Wir brauchen Entlastung, insbesondere für 

kleine und mittlere Unternehmen. Einiges, was aus der EU kommt, ist vielleicht über-

zogen, aber wir setzen uns genau für weniger Bürokratie, für praktikable Lösungen 

und für Verhältnismäßigkeit ein. Eine komplette Abschaffung aber, wie Sie sie hier 

fordern, würde bedeuten, das Kind mit dem Bade auszuschütten.

ESG-Vorgaben haben schon grundsätzlich ihre Berechtigung. Sie schaffen nämlich 

transparente und vergleichbare Informationen etwa für Investoren, die fundierte Ent-

scheidungen treffen müssen. Gerade auf dem Kapitalmarkt sind solche nachvollzieh-

baren Daten in Bezug auf Nachhaltigkeit ein zentraler Faktor für Risikobewertung und 

für Investitionsentscheidungen. Auch aus Sicht der Unternehmen selbst wirken sich 

bestimmte Umwelt- und Governancerisiken ganz konkret auf wirtschaftliche Risiken 

aus wie zum Beispiel bei der Finanzierung in Hochrisikogebieten.

Diese Aspekte einfach auszublenden, ist doch wirtschaftspolitisch fahrlässig. Wir brau-

chen stattdessen einen differenzierten Ansatz. Wir brauchen klare und einheitliche 

Mindeststandards. Wir brauchen eine proportionale Ausgestaltung je nach Unterneh-

mensgröße und vor allem eine deutliche Entlastung für den Mittelstand. Da wider-

spricht keiner. Genau dafür setzt sich Bayern auf europäischer Ebene konsequent und 

mit Erfolg ein. Der richtige Weg ist gezielte Entlastung statt pauschaler Abschaffung. 

Deswegen geht Ihr Antrag ins Leere, und wir lehnen ihn ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und des Abgeordneten Johannes Becher 

(GRÜNE))

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist für 

die SPD-Fraktion der Abgeordnete Florian von Brunn. Herr Kollege, Sie haben das 

Wort.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Damen und 

Herren! Es ist so, wie die Vorredner gesagt haben: Entlastung bei diesen Berichts-

Protokollauszug
73. Plenum, 24.03.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 9

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5249
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5155


pflichten, die an sich sinnvoll sind, ist sinnvoll und notwendig, aber eine generelle 

Abschaffung lehnen wir ab.Der Antrag verrät eigentlich schon – in der Begründung ist 

es angesprochen –, aus welcher geistigen Feder er stammt. Wenn man sich heute 

noch auf Milton Friedman beruft, für den die Marktwirtschaft wichtiger als die Demo-

kratie war, wenn man ausdrücklich die amerikanischen Verhältnisse referenziert, wo 

Elon Musk und Donald Trump eine brutale Politik gegen Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst gemacht haben,

(Zuruf von der AfD)

die auch die nationale Sicherheit in den USA, die Umweltziele usw. gefährdet, dann 

zeigt das einfach, dass dieser Antrag und nicht die Berichtspflicht ein Irrsinn ist. Wir 

lehnen den Antrag ab.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, es liegt eine Zwischenbemer-

kung des Abgeordneten Oskar Lipp, AfD-Fraktion vor, der hiermit das Wort hat.

Oskar Lipp (AfD): Herr Kollege von Brunn, ich habe eine Nachfrage. Sie haben Milton 

Friedman erwähnt. Das heißt, Sie kennen sich mit ihm aus. Er ist 1912 geboren und 

hat auch den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften erhalten. Was können Sie mir 

weiter über ihn erzählen?

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Mein Gott! Ist das eine Prüfungsstunde? – Weitere 

Zurufe)

Florian von Brunn (SPD): Es tut mir leid; Sie können ja einfach einmal über seine 

Geldtheorie usw.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Googeln!)

in Wikipedia nachlesen. Ich glaube, Sie müssen nicht die Zeit des Parlaments mit 

solchen Fragen vergeuden.
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(Beifall bei der SPD – Zurufe von der SPD und der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Weitere Wortmeldungen 

liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen. Wir kommen zur Ab-

stimmung. Der federführende Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, 

Medien und Digitalisierung empfiehlt die Ablehnung des Antrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der AfD-Fraktion zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das 

sind CSU, FREIE WÄHLER, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltung-

en? – Stimmenthaltungen sehe ich keine. Dann ist dieser Antrag hiermit abgelehnt.
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